
BRÜSSEL – Patienten in Europa
 können künftig selbst entscheiden, in
 welchem EU-Land sie zum Arzt gehen
wollen. Bei einem Treffen der Mit-
gliedsstaaten in Luxemburg beauf-
tragten die Gesundheitsminister Bel-
gien, die geplante EU-Richtlinie
bis zum Jahresende festzulegen.
Belgien übernimmt im zweiten
Halbjahr 2010 die EU-Ratspräsi -
dentschaft und leitet damit sechs
Monate alle Verhandlungen der
europäischen Institutionen. 

Die Richtlinie soll erstmals fest-
schreiben, zu welchen Bedingungen
sich Europäer in einem anderen 
EU-Mitgliedstaat behandeln lassen
können. Prinzipiell sollen geplante
Krankenhaus- und Arztbesuche wie
im Heimatland des Versicherten er-
stattet werden. Allerdings gilt ein
 „Genehmigungsvorbehalt“, wenn eine
angemessene Krankenhausbehandlung
auch im eigenen Land möglich wäre.
Die parlamen tarische Gesundheits-
staatssekretärin Annette Widmann-
Mauz (CDU) begrüßte die Einigung.
Durch die Regelung zur Kostenerstat-
tung sei es möglich, auch mehr Aus-
landsbehandlungen in Deutschland
durchzuführen.

Das Europaparlament, das der
 Direktive zustimmen muss, zeigte 
sich gespalten. Der CSU-Abgeordnete
Mar kus Ferber warnte vor einer „Un -

terhöhlung des deutschen
 Gesundheitssystems“. In 
Deutschland 

stünden für das eigene
System immer weniger Mittel zur
 Verfügung, während die medizinische
Infrastruktur im EU-Ausland durch
die zahlungskräf tigen und gut versorg-
ten Patienten  sub ven tio niert werde. 

„Gesundheitstourismus“ 
befürchtet 

 Kritiker befürchten einen „Ge-
sundheitstourismus“. In Experten-
kreisen hieß es jedoch, es sei nicht mit
größeren „Patientenströmen“ zu rech-
nen, schon allein wegen sprachlicher
Verständigungsprobleme. 

Dagegen können die deutschen
Anbieter nach Einschätzung des CDU-

Europaabgeordneten Peter Liese von
der Richtlinie profitieren. 

Ein sensibles Dossier
Im Herbst beginnen die Verhand-

lungen mit Kommission und Euro -
paparlament („Trilog“). Offen sind
noch mehrere Änderungsanträge.
 Einer betrifft die Frage ethischer
Grundsätze wie bei der künstlichen
 Befruchtung oder der Präimplanta-
tionsdiagnostik, die in Deutschland
vergleichsweise restriktiv geregelt sind.
Ein anderer Streitpunkt ist die Behand-
lung seltener Krankheiten, bei denen
das Parlament das Versicherungs-
lands-Prinzip ablehnt. Quelle: dpaDT

Dabei werden Prof. Dr. Georg H.
Nentwig und Dr. Paul Weigl ebenfalls
mit einem Co-Vortrag zu sehen sein. 

Neu sind in diesem Jahr die Table
Clinics und Posterpräsentationen.
Damit erhalten die Zahnärzte wie
Zahntechniker die Möglichkeit ihr
Behandlungskonzept und ihre Tech-
niken einem internationalen Publi-
kum zu präsentieren. Erwartet wer-
den Beiträge aus aller Welt. Aus den
Präsentationen wird eine Jury des
ICOI die drei besten Arbeiten mit
Preisen auszeichnen. Aus den deut-
schen Präsentationen wird eine Jury
der DGOI ebenfalls drei Preisträger

ermitteln. Die Table Clinics finden
statt am Donnerstagabend. Die Pos-
terpräsentationen werden bis zum
Kongressende am Samstagnachmit-
tag ausgestellt.

International wird es in diesem
Jahr bei dem Podium für die Fachas-
sistenz. Denn hier werden erstmals
auch namhafte Zahnärzte aus den
USA über ihre Erfahrungen in der
Praxis berichten. Diese Vorträge wer-
den simultan übersetzt. Zudem bietet
das Podium wieder die Möglichkeit,
in das 8. Curriculum Implantologi-
sche Fachassistenz „2+1“ einzustei-
gen, das insgesamt über drei Woche-
nenden stattfindet. 

In diesem Jahr bilden die geplan-
ten zwölf Workshops der Sponsoren
am Donnerstagmorgen den Auftakt
zu dem internationalen Kongress.
Während der folgenden Tage können
sich die Besucher zudem über neue
Produkte in der begleitenden Dental -
ausstellung informieren. 

Am Freitagabend wird es mari-
tim: Ganz im Zeichen Hamburgs fin-
det die traditionelle Party auf dem
Dreimaster Rickmer Rickmers im be-
eindruckenden Hamburger Hafen
statt.

Bitte beachten Sie zu diesem Thema im Anhang  die-
ser Ausgabe unser Special „ICOI today“
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D
ie Pleite-
Ankün-
digungen

einzelner Krankenkassen – natürlich an
der Spitze die BKK-Heilberufe am lang-
jährigen Apo-Bank-Ärzte-Funktio näre-
Missmanagement-Syndrom leidend –
wie ein prognostiziertes 11 Mil liarden
GKV-Defizit für 2011 haben die CDU/
CSU/FDP-Koalition in einem  Polit-
Panik-Anfall zu einem Höhenflug der
Flickschusterei in der Gesundheitspoli-
tik getrieben. Eine linke Regierung hätte
nicht schlimmer agieren können. 

Arbeitgeber und Arbeitnehmer
müssen gemeinsam für eine von 14,9 %
auf 15,5 % beschlossene Erhöhung der
GKV-Beiträge aufkommen. Das soll in
2011 insgesamt 6 Milliarden Euro brin-
gen. Die Kassen können künftig feste
einkommensunabhängige Zusatzbei-
träge in unbegrenzter Höhe erheben.
Überschreitet die Belastung 2 % des Ein-
kommens, greift ein durch „Arbeitgeber
und Rententräger“ organisierter, aber
einmalig aus dem Bundeshaushalt mit 
2 Mrd. Euro dotierter Sozialausgleich.

Die Kassen-Verwaltungskosten
werden auf dem Niveau 2009 für 2 Jahre
eingefroren (300 Mio. Sparrahmen).
Preisstopp und Zusatzrabatte für Arz-
neimittel sollen 2 Milliarden Euro
 sparen helfen. Krankenhäuser müssen
500 Millionen in 2011 sparen – die
 Länder protestieren schon (Bundes-
ratshürde). Hausärzte und Ärzte müs-
sen mit rund einer Milliarde bluten 
und Zahnärzte-Honorar-Erhöhungen
sind auf die Hälfte des Zuwachses der
Grundlohnsumme begrenzt. Der für
2011 noch in der Großen Koalition
 beschlossene 4-Milliarden-Haushalts-
zuschuss für den Gesundheitsfonds
wird auf 2 Milliarden gesenkt.

Die Apotheken, Lieblingskinder
der vielfach als Zahnärzte-Partei apos-

trophierten FDP, werden verschont.
Gruppen mit schwächerer Funktio-
närs-Lobby in der Politik, wie die Zahn-
ärzte, müssen weiter mit dem Budget-
Deckel leben. Aber die KZV-Funktio-
näre schweigen, haben sie doch eine
BEMA-Quasinullrunde statt der fest-
gezurrten Nullrunde aufgrund gleich-
lautender Ärzteproteste gleichsam ge-
schenkt bekommen. Das Schlimme an
diesem Kürzungsprogramm ist, dass 
es von einem Zahnarzt-Funktionär,
auch CDU-Bundestagsabgeordneter,
mit erfunden worden ist.

Die FDP als großer Verlierer im
Flickschusterei-Wettstreit   bejubelt
sich selbst, habe Rösler doch mit dem
einkommensunabhängigen Zusatz-
beitrag den Einstieg in die GKV-Kopf-
pauschale geschafft. Welch ein Polit-
Rosstäuscher-Versuch. Erstens gab es
diese „Kopfpauschale“ auch schon
 bisher im schwarz-roten Gesundheits-
fonds und zweitens bleibt sie auf
 höchstens 20 Euro monatlich begrenzt,
weil der Finanzminister sonst Milliar-
den aus dem Bundeshaushalt zubut-
tern müsste. Die Kopfpauschale führt
zu keinerlei Wettbewerbsförderung im
Leistungsgeschehen. 

Die Liberalen werden nun zum
Schrittmacher des Fortschreitens des
Sozialismus im Gesundheitswesen. Bei
weiteren Sparprogrammen, spätestens
2012, denn schon jetzt fehlen den Kas-
sen für 2011 weitere 2 bis 3 Milliarden
Euro, wird das zu schlimmen Ausgren-
zungen in der GKV führen. Für die 
FDP bedeutet aber die Politik, Mit -
regieren geht vor Prinzipienfestigkeit
und weiteren Wahlstimmenverlust 
hin zur politischen Bedeutungslosig-
keit im Kampf um die 5-Prozent-
Hürde. Ausgleichende Gerechtigkeit,

toi, toi, toi, Ihr J. Pischel

Flickschusterei 
in der Gesundheitspolitik
Jürgen Pischel spricht Klartext
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MÜNCHEN – „Angesichts der ak-
tuellen Zahlen zur Finanzentwick-
lung der Krankenkassen im ersten
Quartal 2010, die das Bundesministe-
rium für Gesundheit jüngst vorgelegt
hat, können wir Zahnärzte sicher sein,
dass wir nicht zu den Kostentreibern
im deutschen Gesundheitswesen ge-
hören“, so Michael Schwarz, Präsident
der Bayerischen Landeszahnärzte-
kammer (BLZK) in einer aktuellen
Presseerklärung. 

Für zahnärztliche Behandlung
und Zahnersatz sind die Ausgaben 
der gesetzlichen Krankenkassen im
ersten Quartal 2010 im Vergleich zum
Vorjahr nur geringfügig gestiegen. 
Bei der zahnärztlichen Behandlung

waren es im ersten
Quartal 2009 2,15 Mil -
liarden Euro, im Jahr
 darauf 2,20 Milliarden
Euro. Beim Zahnersatz
stiegen die Ausgaben 
im Jahreszeitraum von 
750 Millionen Euro auf
770 Millionen Euro. 
Der Vergleich zwischen
1981 und 2008 zeigt,
dass die Ausgaben der
 gesetzlichen Kranken-
versicherung für zahn-
ärztliche Behandlung
real um 29 Prozent ge-
sunken sind (Quelle:
KZBV/BZÄK, Daten und  Fakten
2009). „Vor diesem Hintergrund
 gesehen ist es umso positiver zu be -
werten, dass Deutschland bei der

Zahngesundheit   nach
wie vor einen guten Platz
belegt.“ Diese Erfolge
 beruhen unter anderem
auf der konsequenten
Ausrichtung hin zu einer
präventionsorientierten
Zahn-, Mund- und Kie-
ferheilkunde. 

Eine falsch verstan-
dene Sparpolitik aber
könne der zahnmedi -
zinischen   Versorgung
Schaden zufügen: „Die
Zahnmedizin arbeitet prä-
ventionsorientiert. Wer
hier spart, spart vor allem

an der Verhütung von Erkrankungen
und steigert die Folgekosten. Das 
ist der Weg in die falsche Richtung“, 
so Schwarz. DT

Zahnärzte sind keine Kostentreiber
BLZK zur Kostenentwicklung der zahnärztlichen Behandlung.
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Michael Schwarz, Präsident
der BLZK (Foto: Bayerische
Lan des zahn ärztekammer)

Freie Arztwahl für EU-Bürger rückt näher
Die EU-Gesundheitsminister einigen sich in Brüssel auf eine entsprechende Reform. 


